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Ministerium der Justiz und für Migration | Postfach 103461 | 70029 Stuttgart 

An die  
unteren Ausländerbehörden 
 
über 
die Regierungspräsidien 
 
- Referate 15.1 - 
Stuttgart 
Freiburg 
Tübingen 
 

Regierungspräsidium Karlsruhe 
 
- Abteilung 8 - 
 
nachrichtlich 
 
untere Aufnahmebehörden 
über 
 
Regierungspräsidien Stuttgart und 
Freiburg 
- Referate 15.2 – 
 
Regierungspräsidium Tübingen 
- Referat 15.1 –  
 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
- Referat 92 –  
 
Ministerium des Inneren, für  
Digitalisierung und Europa  
Baden-Württemberg 
- Landespolizeipräsidium - 
 
 

 
Name:  
Telefon: +49 711 33501 - 0 

E-Mail: poststelle@jum.bwl.de  

 

Geschäftszeichen: JUMRV-1310-34/10/6 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 
Datum: 11. Juni 2026  

Schillerplatz 4 

70173 Stuttgart  

E-Mail: poststelle@jum.bwl.de  

Telefon: +49 711 279-0 

 

Homepage: www.justiz-bw.de   

Serviceportal: www.service-bw.de    

Datenschutz: www.justiz-bw.de/datenschutz  

VVS-Anschluss: U-Bahn Schlossplatz, S-Bahn Stadtmitte  
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Zweites Hinweisschreiben zur Umsetzung der GEAS-Reform   

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

• Freiwillige Überstellung im Zuständigkeitsbestimmungsverfahren 
• Dublin-Verfahrensbescheinigung 
• Optimiertes Aufgriffsverfahren 
• Eurodac FAQ 
• Eurodac-Inbetriebnahme: Keine Anwendung der Rückfalloption WUI-only-Szenario 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

in den letzten Tagen vor der Wirksamkeit der GEAS-Rechtsakte erreichen uns - und teilweise 

auch Sie direkt – in kurzen Abständen Informationsschreiben des Bundesinnenministeriums, 

des Bundesverwaltungsamtes und des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge.  

Nachfolgend erläutern wir für Sie die wichtigsten Punkte der anliegenden Informationen unter 

Berücksichtigung der landesspezifischen Besonderheiten. 

1. Freiwillige Überstellung im Zuständigkeitsbestimmungsverfahren  

Als Anlage 01 übersenden wir den ABH-Leitfaden des Bundesamtes zum Zuständigkeitsbe-

stimmungsverfahren. Vom Zuständigkeitsbestimmungsverfahren (früher sog. Dublin-Verfah-

ren) sind die unteren Ausländerbehörden wie bisher nicht direkt betroffen. Möglicherweise 

kann es allerdings vermehrt dazu kommen, dass Antragsteller im Zuständigkeitsbestimmungs-
verfahren bei Rückkehrberatungsstellen bei den unteren Ausländerbehörden vorsprechen, da 

im Einklang mit den neuen Regelungen künftig ein größerer Fokus auf die freiwillige Überstel-

lung in den zuständigen Mitgliedstaat gelegt werden soll. Die diesbezüglichen Entwicklungen 

bleiben abzuwarten. 
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Zunächst gilt wie bisher, dass die unteren Ausländerbehörden dem Regierungspräsidium Karls-

ruhe mitteilen, sofern Personen ihnen gegenüber den Wunsch nach einer freiwilligen Überstel-
lung in einen anderen Mitgliedstaat äußern. Den unteren Ausländerbehörden sind keine Aufga-

ben bei freiwilligen Überstellungen nach Deutschland zugewiesen. 

2 Anpassung der „Dublin-Verfahrensbescheinigung“ 

Die „Dublin-Verfahrensbescheinigung“ befindet sich nach aktueller Mitteilung des BMI noch in 

der Überarbeitung und wird nach Anpassung an die neuen Vorschriften zeitnah zur Verfügung 

gestellt werden. Bis diese vorliegt, bestehen keine Bedenken gegen eine Aushändigung der 

bisherigen „Dublin-Verfahrensbescheinigung“.  

3. Optimiertes Aufgriffsverfahren 

Wie bisher werden alle Personen, die initiativ bei Ausländerbehörden vorsprechen und entwe-
der illegal aufhältig sind, oder einen Asylantrag stellen (ehemals Äußerung eines Asylgesuchs), 

erkennungsdienstlich behandelt (Erstregistrierung an der sog. PIK). Zusätzlich müssen künftig 
je nach Fallgruppe bestimmte Merkblätter in einer für die betroffene Person verständlichen 

Sprache ausgegeben werden. Schließlich sind je nach Fallgruppe bestimmte Belehrungen und 

ein Fragebogen auszufüllen. Der Fragebogen und das Abschlussformular werden sodann an 

das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gemäß anliegender Checkliste Meldeverfahren 
(Anlage 02) per Mail versendet. Das Bundesamt hat auf der Datenaustauschplattform ALWIS 

eine „Dokumentenübersicht Aufgriff“ veröffentlicht, welche wir konkret auf die unteren Auslän-
derbehörden in Baden-Württemberg angepasst haben und Ihnen als Anlage 03 zur Verfügung 

stellen.  

Bitte beachten Sie: Das optimierte Aufgriffsverfahren betrifft nur Personen, die initiativ bei 
der unteren Ausländerbehörde vorsprechen und seit ihrer (Wieder-) Einreise nach Deutsch-

land noch nicht registriert wurden. Bei Personen, die von der Bundes- oder Landespolizei auf-
gegriffen werden, ist die Ausländerbehörde für die Durchführung des Aufgriffsverfahrens nicht 

zuständig. Wir gehen aktuell davon aus, dass die Anzahl der Aufgriffsfälle bei den unteren Aus-

länderbehörden sehr überschaubar sein wird.  
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Aktuell liegen die auszugebenden Merkblätter und Belehrungen bundesseitig noch nicht in al-

len 36 Sprachfassungen vor. Nach Auskunft des Bundesamtes sollen weitere Sprachfassungen 
bis zum 12.06. auf ALWIS und/oder PIA veröffentlicht werden. Zur Freischaltung eines ALWIS-

Zugangs beachten Sie bitte die Hinweise im Schreiben des Bundesamts vom 02.06. (Anlage 

04). 

4. FAQ Eurodac 

Anbei übersenden wir schließlich die FAQ des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge zu 

Eurodac (Anlage 05). Die angekündigte Handreichung zur Markierung von Datensätzen soll 

zeitnah übermittelt werden. 

5. Eurodac-Inbetriebnahme: Keine Anwendung der Rückfalloption WUI-only-Szenario 
 

Nach aktueller Information des BVA wird die Rückfalloption „WUI-only-Szenario“ bei der Inbe-
triebnahme des neuen Eurodac nicht zur Anwendung kommen. Eine Nutzung des EurodacWUI 

beschränkt sich für die unteren Ausländerbehörden daher wie ursprünglich angekündigt auf 
die Markierung von Datensätzen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Gez. Dr. Lehr 

Ministerialdirigent 

 

Anlage 

01_ ABH-Leitfaden 

02_Checkliste Meldeverfahren 

03_Dokumentenübersicht Aufgriff für die uABHen 

04_Informationsschreiben an BL_Aufgriffsdokumente 

05_FAQ Umsetzung Eurodac III 
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HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 
 

 

https://www.justiz-bw.de/,Lde/Startseite/Auslaender+und+Fluechtlingspolitik/Erlasse+und+Anwendungshinweise

